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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Die Rechtskommission des Ständerates reichte im Februar eine parlamentarische
Initiative für die genaue Festlegung der Zahl der Bundesrichter in Lausanne und Luzern
(Bundesversicherungsgericht) ein. Das Gesetz spricht von 35-45 Richtern; die
Kommission schlug nach eigenen Bedarfsabschätzungen 38 ordentliche und 19
nebenamtliche Richter vor, also eine Reduktion gegenüber den heute je 41
ordentlichen resp. nebenamtlichen Richtern. Da sich die von der Reform der
Bundesrechtspflege erwarteten Entlastungen noch nicht genau abschätzen lassen, soll
diese Regelung bis zum Jahr 2011 gelten. Die Reduktion soll bei der Neubesetzung der
Gerichte im Jahr 2008 erfolgen, wobei bis zu diesem Zeitpunkt frei werdende Stellen
nicht mehr ersetzt würden. Der Bundesrat war damit grundsätzlich einverstanden, ging
aber von noch stärkeren Entlastungswirkungen der Reformen aus (Schaffung eines
Bundesstrafgerichts, organisatorische Zusammenlegung der Gerichte von Lausanne und
Luzern, Erschwerung des Zugangs für Kläger) und schlug deshalb nur 36 ordentliche
Richterstellen vor. Beim Abbau über die Nichtersetzung von Vakanzen beantragte er
eine gewisse Flexibilität. So soll darauf verzichtet werden, wenn die sprachliche oder
fachliche Zusammensetzung des Gerichts dadurch so stark verändert würde, dass seine
Funktionsfähigkeit nicht mehr garantiert wäre. Das Bundesgericht hingegen sprach sich
strikte gegen eine Reduktion der heute 41 ordentlichen Richterstellen aus. Seiner
Meinung nach wäre eine qualitativ hochstehende Gerichtstätigkeit bei einem Abbau
nicht mehr gewährleistet.

Der Ständerat beriet die Vorschläge bereits in der Märzsession. Er folgte seiner
Kommission und entschied sich für 38 Richter; einen Antrag Pfisterer (fdp, AG), die Zahl
bis 2014 bei 41 zu belassen, scheiterte deutlich. Auf Antrag seiner Kommission
beschloss der Rat zudem, dass das Bundesgericht umfassend und detailliert
Rechenschaft über die Art, den Umfang und den zeitlichen Aufwand der
Arbeitsaktivitäten jedes seiner Mitglieder abzulegen habe, um eine Grundlage für
Optimierungsmöglichkeiten zu erhalten.

Die Rechtskommission des Nationalrats zweifelte an den Annahmen der kleinen
Kammer über die zukünftige Geschäftslast, welche die Basis für den Abbauentscheid
gebildet hatten. Sie schlug vor, es bis Ende 2011 bei den gegenwärtigen 41 Richtern zu
belassen und dann, in Kenntnis der Auswirkungen der Gerichtsreform, allfällige
Reduktionen vorzunehmen. In der Abstimmung im Nationalrat unterlag dieser von der
Linken und der Hälfte der CVP unterstützte Vorschlag knapp mit 91 zu 87 Stimmen
gegenüber der von der SVP und der nahezu geschlossenen FDP befürworteten Lösung
des Ständerats (38 Richter). Die Pflicht zur detaillierten Rechenschaftsablage über den
Arbeitsaufwand ging dem Nationalrat zu weit. In einer Kompromisslösung einigten sich
die beiden Kammern darauf, dass das Gericht dem Parlament zwar Rechenschaft über
seinen Aufwand abzulegen hat. Verlangt werde aber nicht eine vollständige und
detaillierte Aufwanderfassung, sondern nur Informationen, welche das Parlament für
seine Entscheide benötigt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2006
HANS HIRTER

Seit mehreren Jahren befinden sich unter dem Oberbegriff „Justizreform“ sowohl die
Organisation als auch der Ablauf der Rechtspflege auf Bundes- und Kantonsebene in
einer tiefgreifenden Umgestaltung. Stichwörter dazu sind die neuen Bundesgerichte
und die Vereinheitlichung der Prozessordnungen. Der Ständerat verlangte nun vom
Bundesrat mit der Überweisung eines Postulats Pfisterer (fdp, AG) kurze
Zwischenberichte und einen abschliessenden Bericht über die Wirksamkeit dieser
Reformen. 2

POSTULAT
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER
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In seinem Evaluationsbericht zur neuen Bundesrechtspflege, den er Ende Oktober
vorlegte, zog der Bundesrat insgesamt ein positives Fazit. Der auf ein Postulat Pfisterer
(fdp, AG) zurückgehende Bericht kam zum Schluss, dass die 2007 in Kraft getretene
Reform der Bundesrechtspflege gelungen sei. Die Reform hatte unter anderem zur
Schaffung des Bundesverwaltungs- und des Bundesstrafgerichts als erstinstanzliche
eidgenössische Gerichte geführt. Als Problem wurde allerdings die zunehmende und
teilweise falsche Belastung des Bundesgerichtes mit unbedeutenden Fällen geortet. Als
Massnahme schlug der Bundesrat deshalb vor, den Ausnahmekatalog zu überprüfen.
Zudem findet sich im Bericht auch ein Vorschlag für eine Art
Verfassungsgerichtsbarkeit: in einem Bestätigungsverfahren müsste das Parlament die
Verfassungsmässigkeit eines Gesetzes innerhalb einer bestimmten Frist bejahen, falls
das Bundesgericht einen Widerspruch feststellen würde. 3

BERICHT
DATUM: 30.10.2013
MARC BÜHLMANN

Wenig überraschend folgte der Nationalrat einstimmig der kleinen Kammer und seiner
ebenfalls geschlossenen RK-NR und versenkte die Revision des
Bundesgerichtsgesetzes definitiv. Es handle sich eher um einen Nachruf als um eine
Berichterstattung, kommentierte Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG). Die
Vorlage, die auf ein 2007 eingereichtes Postulat Pfisterer (fdp, AG; Po. 07.3420)
zurückgehe und verschiedene Motionen (Mo. 17.3357; Mo. 17.3353 und Mo. 17.3354)
sowie eine parlamentarische Initiative Nidegger (svp, GE; Pa.Iv. 16.461) hätte umsetzen
sollen, werde nun «sittlich beerdigt». Letztlich sei die Vorlage an der Frage gescheitert,
ob die subsidiäre Verfassungsbeschwerde durch eine neue Beschwerdemöglichkeit
ersetzt werden solle. Man habe hier keine befriedigende Lösung gefunden, weshalb es
letztlich besser sei, die Vorlage zu versenken. Die RK-NR sei aber der Meinung, dass die
unbestrittenen Verbesserungen, welche die Vorlage ebenfalls vorgesehen habe, wieder
angegangen werden müssten. Deshalb beantragte sie auch eine Fristverlängerung der
parlamentarischen Initiative Nidegger. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.2020
MARC BÜHLMANN

1) AB SR, 2006, S. 269 ff., 393 f. und 620; AB NR, 2006, S. 776 ff., 910 und 1149.; BBl, 2006, S. 3475 ff., 3503 ff. (BR) und 3511
ff. (BG); NZZ, 22.2., 26.5. und 30.5.06.
2) AB SR, 2007, S. 810 f.
3) BBl, 2013, S. 9077 ff.; Medieninformation BR vom 30.10.13; NZZ, 31.10.13.
4) AB NR, 2020, S. 155 ff.; NZZ, 16.7.19, 3.3., 6.3., 25.6.20
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